
% INTERNATIONALE CHOPIN-GESELLSCHAFT IN WIEN

STATUTEN

Name und Sitz des Vereins
Der Verein führt. den Namen "Internationale Chopin-Gesellschaft in Wien".
Er hat seinen Sitz an der Hochschule für I'lusik und darstellende Kunst in
Wien und ist eine gemeinützige nicht auf Gewinn gerichtete Vereinigung.

(2) Die Gründung von ZweigstellenraIlenfalls von zweiqvereinen in den
Bundesländern, ist mögIich.

§ 2 Der Verein bezweckt
(I) Die stllgemäße Pflege der Werke Chopins in Zusammenarbeit mit der

Hochschule für Musik und darstellende Kunst in Vtien (künstterische
Aufgaben) .

(21 Die Abhaltung von Konzerten,Vorträgen,seminaren etc. zur Vertiefung des
Verständnisses der Wecke Chopins auch in Zusammenarbelt mit Volksbildungs
einrichtungen (musikerzieherische Aufgabe) .

(3) Die Fördenrng der Chopin-Forschung in Zusammenarbeit mit der Internation-
" alen Föderation der Chopin Gesellschaftenrder Societe Frederic Chopin in

!{arschau und }lusikwissenschaftlichen Institutionen im In-und Aus}and
(wj.ssenschaftliche Aufgabe) .

§ 3 Die Mittet zur Erreichunq des Vereinszweckes sind:
(1) Beitrittsgebühren und. Mitgliedsgebühren
(2) Freiwillige Spenden und Sammlungen
(3) Subventionen öffentlich-rechtlicher Körperschaften
(4) Erträge von KonzertenrVorträgen und sonstigen Veranstaltungen sowie

von Publikationen.

§ 4 Mitqliederaufnahme
Über die Aufnahme von t'litgIledern entscheidet der Vorstand endgüf tig.

§ 5 I'titqI iedschaf t
(f) Die Gesellschaft besteht aus ordentlichen und fördernden Mitgliedern

sowie aus Ehrenmitgliedern.

§I
(r)

(2) Ordentliche Mitglieder sind physische und juristische
sle nicht aufgrund besonderer Beitragsleistungen aIs
unterstützende Mitglieder geführt werden.

(3) Die Ehrenmitgliedschaft wird durch Vorstandsbeschluß

Personen, soweit
fördernde oder

verl iehen.

§ 6 Pf Iichten und Rechte der l,litqlieder
(I) Die ordentlichen Mitglieder haben eine einmalige Beitrittsgebühr und die
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llitqfiedsbeiträge zu entrichten,deren Höhe von der Generalversammlung
bestimmt wird.
Fördernde t'litglieder entri.chten einen höheren Beitrag in der Höhe von

minsestens dem vierfachen des Beitrages oer ordentlichen t'titglieder.
Die Mitglleder sind verpflichtet das Interesse des Gesettschaft nach

Kräften zD fördern und den Mitgliedsbeitrag bis spätestens 30.Apri1
jeden Jahres zu entrichten.

(4) Jedes !4itgtied hat in der Generalversammlung das aktive und passive
Wahl recht.

§ 7 Austritt und Ausschluß aus der Gesellschaft
(1) Der Austritt aus der Gesellschaft steht jedem. llitglied für das Ende

des laufenden ltlitgliedsjahres frei und ist durch einen eingeschriebenen
Brief bekanntzugeben.Die Austrltterklärung muß längstens am 30.September 1n

der Gesellschaft eingelangt sein.
(2) Der Vorstand ist berechtigt,llitglie<iernrdie Zweck der Gesetlschaft

oder ihr Ansehen schädigen,oder ungeachtet zweimaliger schriftlicher
Mahnung mit ihren Beiträgen im Rückstand bleiben,aus der Gesellschaft

., auszuschließen. Die ausgetretenen und ausgeschlossenen llitglieder haben

keinen Anspruch auf Rückvergütung ihrer Beiträge.
(3) Gegen den Ausschluß steht eine Ber-ufung 3n das Schiedsgericht offen.

§ 8 Nachlaß der Beiträqe
Der Vorstand ist berechtigt in berücksichtungswürdigen FäIlen sowie

bei Mitgliedern aus Staaten mit schwer konvertierbarer Währung den

Nachlaß der l4itgliedsbeiträge festzustellen.

§ 9 Mitqliederausweis
Jedes l{itglied erhält nach erfolgter Aufnahme eine Bestätigung über die
I{itgliedschaft. l{eiters erhä1t das l"litgIied über Wunsch gegen Ersatz
der Kosten ein Exemplar der Statuten.

§10 Verwaltunq des Vereins
(f) die Verwaltung des Vereins wird besorgt

a) den Vorstand
b) das Schiedsgericht und

c) die Generalversammlung

§1r
(1)

Vorstand
Der Vorstand besteht aus mindestens
schäftsführenden Präsidenten sowie

L2 Mitgliedern uns zt^,ar dem ge-

mindestens 2 Vizepräsidentenrdavon
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zumindest ein Pianist oder l4usikwissenschaftler,weiters einem General-
sekre|ärreinem Schriftführer,einem Kassier und mindestens 6 weiteren
Vors tandsmitgl iedern .

Q) Die Vorstandwmitglieder werden von der Generalversammlung auf die Dauer v

vier Jahren gewähtt.

§12 Oblieqenheiten und Geschäftsordnunq des Vorstandes
(1) Dem Vorstand obliegt:

a) Die Verwaltung und Anlage des Vereinsvermögen
b) Die Entscheidung über Aufnahme und Ausschluß von
c) Die Erwählung von lvlitgliedern des Ehrenpräsidiums

l,litgt iedern

d) Die Ernennung von Ehrenäitgliedern
e) Die Kooptierung von Vorstandsmitgliedern
f) Die Einberufung der Generalversammlung
g) Die Erledigung aller Vereinsangelegenheiten,die nicht

ausdrücklich der Generalversammlung vorbehalten sind.
(2) Der Vorstand befaßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der

abgebenen Stimmen. Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheit von wenigsten
vier Vorstandsmitgliedern erforderlich. Bei Stimmengleichheit dominiert

9er Vorsitzende.
(3) Ausfertigung und Bekanntmachung des Gesellschaft müssen vom Präsidenten

oder ej-nem Vizepräsidenten und vom Schriftführer bzw.sofern es sich
um eine Kassenangelegenheit handelt,vom Kassier gefertigt sein.

(4) Der Vorstand kann Exekutivausschüsse bilden,die aus wenigstens 4 Vor-
standsmitgl iedern bestehen.

§13
(1)

Oblieqenheiten der Funktionäre
Der geschäftsfiitrrerrde Präsident oder im FatIe seiner Verhinderung einer
der - YLzepräsidenten,vertritt die Gesellschaft nach außeni er vol1-
zieht die Beschlüsse der Generalversammlung sowie die des Vorstandes;
er beruft die Sitzungen des Vorstandes ein und führt den VorsiLz.

(2) Der Schriftführer besorgt die Verwaltungsgeschäfte und verfaßt die
vom Vorstand ausgehenden Schriftstüc)re, fährt bei Vorstandssitzungen
und Generalversammlungen das Sitzungsprotokoll. Er t§l für die Be-

treuung des Archivs verantwortlich.
(3) Der Kassier überwacht den Eingang des Geld.nritteI und besorgt die

Kassen- und Rechnungsgeschäfte

SI4 Schiedsqericht
(1) In allen Streitigkeiten aus dem Vereinverhältnisrsowohl zwischen
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oem Vorstand und den einzelnen Mitgliedern,als auch zwischen dem

den letzteren untereinander,entscheidet endgüftig ein Schiedsgericht.
Das Schiedsgericht wird allenfalts derart zusammengesetzt,daß jeder
Streitteil zwei Vereinmit-glieder zLt Schiedsricht.ern wähtt,die ein
fünftes Vereinsmitglieo zum Obmann des Schiedsgericht wählen.
Kommt über die Wahl des Obmann eine Einigung nicht zustanderso wird
dieser auf Ersuchen des Vorstandes und nach dessen Entscheidung ent-
weder vom Präsidenten des Landesgerichtes Wien für Zivilrechtsachen
Iaiien oder vom Präsidenten des Oberlandesgerichtes Wien besteIIt.

(2) Das Schiedsgericht entscheidet ohne an ei-ne bestimmte Norm gebunden

zu. seinrnach bestem Wissen und Gewissen und faßt sej.ne Beschlüße
mit absoluter Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Im FaIle des Aus-
schlußes eines Mitglied nach § 7 stellt der Vorstand einen der beiden
Streitteile dar.

§ 15 Generalversammluns
(1) Die ordenttiche Generalversammlung findet alle vier Jahre am Sitz der
, Gesellschaft statt,sie muß wenigstens 4 Wochen vorher den Mitgliedern

schriftlich bekannt gegeben werden. Anträge der Ivlitglieder sind
spätestens 2 l{ochen vor der Generalversammlung beim Vorstand schrift-
lich einzubringen.

(2) Der Generalversammlung ist vorbehalten:
a) die Vtahl der Vorstandsmitglieder
b) die Entlastung des Vorstandes
c) die Genehmigung der Gebarung mit dem Vereinvermögen und Entlastung

durch 2 Rechnungsprüfer

, d) die WahI der Rechnungsprüfer
e) die Besti-mmung der Beitrittsgebühren und die Beiträge der llitglieder
f) die Änderung der Statuten
g) die AufIösung der Gesellschaft

(3) Die Einberufung einer außerordentlichen Generalversammlung muß

erfolg€D,wenn es der Vorstand beschließt oder wenn wenigstens ein
FünfteI der llitglieder unter schriftlicher Bekanntgabe des Tagesordnung

beim Vorstand dies beantragt. Der Vorstand ist im letzteren Fall ver-
pflichtet,die a.o. Generalversammlung innerhalb eines Monats einzu-
berufen.

(4) Jede Generalversammlung ist beschlußfähil1rrrrenn ein Drittel der
Vereinsmitglieder anwesend ist. Ist das nicht der FalI, so findet
eine Viertelstunde später eine neue Generalversammlung mit derselben
Tagesordnung statt,die ohne Rücksicht auf Anzahl der erschienen



(s)

(6)
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Mitglieder beschlußfähig ist.
A11e BeschIüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen

gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der Gegenstand aIs abgelehnt.
Das Vereinsjahr beginnt am l.Jänner und endet mit 3I.Dezember.

Auflösunq der Gesellschaft
a) Die freiwillige Auflösung der Gesellschaft kann nur in einer zul

diesem Zweck enberufenen außerordentlichen Generalversarunlung und

nur mit der im Punkt § 15 (4) , (5) der vorliegenden Statuten festge-
haltenen Stimmenmehrheit beschlossen werden.
b) Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung der
Vereinsbetprde schriftlich anzuzeigen und ist im Sinne des § 25

der Vereinsgesetzes 1951 verpflichtet,die freiwillige Auflösung in
einem amtlichen Blatte zu verlautbaren.
c)Das im FaIle der freiwilligen AufIösung allenfalls vorhandene

Vereinsvermögen darf keiner,wie auch immer gearteten Form den

Vereinsnitgliedern zugut.e kommenrsondern ist in einer von der, die
Auflösung beschließende Generalversammlung zu bestimmenden und aIs
gemeinnützlg, mildtätig oder kirchlich tätig€D,und aIs solche im Sinne
der § 34 PF der Bundesabgabenordnung anerkannten Organisation vom

abtretenden Vereinvorstand oder von einemrdurch die Generalver-
sammlung hiezu bescimmmten Liquidator zu übergeben..
Diese Festlegung ist unwiederuflich.
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